
Bekanntmachung über die Beteiligung
der Öffentlichkeit an der Bauleitplanung
gemäß § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch
(BauGB) zum Vorentwurf des Bebau-
ungsplans Nr. 618 - Kewerstraße/
Ohrenfeld - Teilbereich A

I.   Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 23.06.2008
die Beteiligung der Öffentlichkeit an o. g. Bauleitpla-
nung beschlossen (14-tägige Darlegung der Planung
mit Bürgerversammlung).

     Das Plangebiet des Bebauungsplans Nr. 618 -
Kewerstraße / Ohrenfeld - wurde geteilt und besteht
nunmehr aus den Teilbereichen A und B (vgl. unten
stehende Übersichtsskizze). Zunächst wird die
Bauleitplanung zum Teilbereich A fortgeführt.

     Der Vorentwurf des Bebauungsplans Nr. 618 -
Kewerstraße / Ohrenfeld - Teilbereich A liegt deshalb
in der Zeit vom 11.11.2019 bis 25.11.2019 einschließ-
lich im Bereich 5-1 -Stadtplanung-, Technisches
Rathaus Sterkrade, Bahnhofstraße 66, Erdgeschoss,
Zimmer Nr. A 009, und in der Bezirksverwaltungsstelle
Alt-Oberhausen, Schwartzstraße 72, Erdgeschoss,
Zimmer 1, während der nachstehend genannten
Öffnungszeiten öffentlich aus:

     Öffnungszeiten Bereich 5-1 -Stadtplanung-:

     Montag - Donnerstag            8.00 - 16.00 Uhr
     Freitag                                   8.00 - 12.00 Uhr

     Öffnungszeiten Bezirksverwaltungsstelle 
Alt-Oberhausen:

     Montag - Mittwoch                8.00 - 16.00 Uhr
     Donnerstag                           8.00 - 18.00 Uhr
     Freitag                                   8.00 - 12.00 Uhr

     Innerhalb dieser Zeit besteht Gelegenheit, sich die all-
gemeinen Ziele und Zwecke der Planung und deren
voraussichtliche Auswirkungen erläutern zu lassen.

     Im Rahmen der Tätigkeit der Bezirksvertretung Alt-
Oberhausen findet am Dienstag, 19.11.2019, 18 Uhr,
in der Aula des Hans-Sachs-Berufskollegs, Am
Förderturm 5, 46049 Oberhausen ein öffentlicher
Anhörungstermin statt.

     Es wird den Bürgerinnen und Bürgern Gelegenheit
zur Äußerung und Erörterung gegeben.

     Gesetzliche Grundlage ist § 3 Abs. 1 BauGB in der
Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017
(BGBl. I, S. 3634) in Verbindung mit den „Verfahrens-
grundsätzen für die vorgezogene Beteiligung der
Bürger an der Bauleitplanung“ der Stadt Oberhausen.

     Das Plangebiet des Bebauungsplans Nr. 618 -
Kewerstraße / Ohrenfeld - Teilbereich A liegt in der
Gemarkung Alstaden, Flur 8, und wird wie folgt
umgrenzt:

     nördliche Seite der Kewerstraße (südliche Grenzen
der Flurstücke Nrn. 870, 436, 876, 39, 401, 41 und

814); östliche und nordöstliche Grenzen der
Flurstücke Nrn. 814, 570, 549, 586, 588 und 872; öst-
liche Grenzen der Flurstücke Nrn. 849, 841, 842 und
843; von dessen südlichstem Grenzpunkt bis zum
östlichsten Grenzpunkt des Flurstücks Nr. 871; östli-
che Grenze dieses Flurstücks, westliche und südliche
Grenzen des Flurstücks Nr. 870.

     Die aktuell geplante Abgrenzung des Plangebiets ergibt
sich auch aus der nachfolgenden Übersichtsskizze.

     Hinweis

     Gemäß § 209 BauGB haben Eigentümer und Besitzer
zu dulden, dass Beauftragte der zuständigen
Behörden zur Vorbereitung der von ihnen nach die-
sem Gesetzbuch zu treffenden Maßnahmen
Grundstücke betreten und Vermessungen, Boden-
und Grundwasseruntersuchungen oder ähnliche
Arbeiten ausführen.

II.  Bekanntmachungsanordnung im Sinne des § 2
Abs. 4 Bekanntmachungsverordnung
(BekanntmVO)

     Der vom Rat der Stadt am 23.06.2008 gefasste
Beschluss zur Beteiligung der Öffentlichkeit an der
Bauleitplanung sowie die Durchführung der frühzeiti-
gen Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 1 BauGB
zum Bebauungsplan Nr. 618 - Kewerstraße/Ohrenfeld
- werden hiermit öffentlich bekannt gemacht.

III. Bestätigungen und Bekanntmachungsanordnung
des Oberbürgermeisters im Sinne des § 2 Abs. 3
Bekanntmachungsverordnung (BekanntmVO)

     Der Inhalt/Wortlaut der Bekanntmachung des
Beschlusses zur Beteiligung der Öffentlichkeit an der
Bauleitplanung sowie die Durchführung der frühzeiti-
gen Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 1 BauGB
zum Bebauungsplan Nr. 618 - Kewerstraße / Ohren-
feld - stimmen mit dem Ratsbeschluss vom
23.06.2008 überein.

     Es wurde im Sinne der Vorschriften des § 2 Abs. 1
und 2 der Verordnung über die öffentliche
Bekanntmachung von kommunalem Ortsrecht
(Bekanntmachungsverordnung - BekanntmVO) vom
26.08.1999 (GV.NRW. S. 516 / SGV NRW 2023),
zuletzt geändert durch Verordnung vom 05.11.2015
(GV. NRW. S. 741), verfahren.

Die Bekanntmachung wird hiermit angeordnet.

Oberhausen, 14.10.2019
Der Oberbürgermeister
i.V.

Tsalastras
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Ergänzende Informationen zur Aufstellung des
Bebauungsplans Nr. 618 - Kewerstraße / Ohrenfeld -
Teilbereich A:

Der Geltungsbereich des gesamten Bebauungsplans
besteht aus durch Bahnanlagen überformten und durch
diese dominierten Flächen mit angrenzender Bebauung.
Mit der Aufgabe der im Teilbereich B des Bebauungs-
plans liegenden, in Ost-West-Richtung verlaufenden, tief-
liegenden Bahntrasse und deren Anschlüssen wird es
möglich, diesen Teil des Stadtgebietes zu reaktivieren
und durch Maßnahmen der Landschafts- und Stadtrepa-
ratur den Lebensraum für die Menschen der umliegen-
den Siedlungsteile zu erweitern und zu intensivieren.

Basierend auf der Rahmenplanung für den Stadtteil
Alstaden aus dem Jahre 1981 wurde im Jahr 2006 durch
die Stadt Oberhausen ein Wege- und Freiraumkonzept
erarbeitet. Das in diesem Konzept angestrebte Fuß- und
Radwegenetz ist ein wichtiger Baustein für die Wohn-
und Lebensqualität im Stadtteil Alstaden und weit darü-
ber hinaus und soll mit dem wichtigen Baustein des
Styrumer Pfades II durch den Bebauungsplan Nr. 618 -
Kewerstraße / Ohrenfeld - gesichert werden.

Planerische Zielsetzung ist es, das Wege- und Frei-
raumkonzept an dieser Stelle umzusetzen. Ein strate-
gisch wichtiges Element des Konzepts ist die Anbindung
des Ruhrparks an den Styrumer Pfad II. Als Verbindung

dient hier der Weg von der Kewerstraße in Richtung der
Fußgänger-Brückenanlage zur Überwindung der ehema-
ligen Bahnstrecke Mülheim-Styrum - Duisburg-Ruhrort
(Kursstrecke 448). Diese Wegeverbindung ist jedoch
rechtlich nicht gesichert, da sie über eine Privatstraße
führt. Für den Bereich besteht kein Bebauungsplan.
Dieses Instrument bietet jedoch die einzige Möglichkeit,
die Wegeverbindung mittelfristig in der angestrebten
Form rechtlich sichern zu können. Der Teilbereich A
sichert den bisher als Privatstraße vorhandenen Teil der
zukünftigen Strecke.

Weiterhin bieten sich an der bisher einseitig bebauten
Privatstraße städtebauliche Chancen für die Entwicklung
eines Wohnquartiers in Nachbarschaft zum Ruhrpark.
Hierbei kann die vorhandene Bebauung mit einbezogen
und in der Struktur gesichert werden.

Mit dem Bebauungsplan soll außerdem verbindlich gere-
gelt werden, wie weit die geplante zusätzliche Bebauung
in den Sichtzusammenhang mit dem Baudenkmal „ehe-
maliger Bauernhof“ an der Kewerstraße 88 (Denkmalliste
Nr. 68) hineinragen darf. Das Baudenkmal und relevante
Sichtbeziehungen sollen durch den Bebauungsplan gesi-
chert werden.

Weitere Informationen sind auch im Internet unter
www.o-sp.de/oberhausen/start.php zu erhalten.
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Öffentliche Bekanntmachung

I.   Bekanntmachung des Beschlusses über den
Erlass einer Veränderungssperre

     Der Rat der Stadt Oberhausen hat in seiner Sitzung
am 23.11.2009 beschlossen, für das Gebiet zwischen
Marktstraße, Helmholtzstraße und Mülheimer Straße
den Bebauungsplan Nr. 641 aufzustellen. Zur
Sicherung der Planung hat der Rat der Stadt
Oberhausen in seiner Sitzung am 23.09.2019 für
einen Teilbereich des Verfahrensgebiets (s. Über-
sichtsskizze) eine Veränderungssperre als Satzung
beschlossen (Veränderungssperre Nr. 173); dies wird
hiermit bekannt gemacht.

     Die Satzung über die Veränderungssperre Nr. 173
wird vom Tage der Veröffentlichung dieser Bekannt-
machung an im Technischen Rathaus Sterkrade,
Bahnhofstraße 66, Erdgeschoss, Zimmer Nr. A004,
während der nachstehend genannten Öffnungszeiten
zu jedermanns Einsicht bereitgehalten.

     Montag - Donnerstag            8.00 - 16.00 Uhr
     Freitag                                   8.00 - 12.00 Uhr

     Über den Inhalt der Satzung wird auf Verlangen
Auskunft erteilt.

     Mit dieser Bekanntmachung tritt die Veränderungs-
sperre in Kraft.

II.  Bekanntmachungsanordnung gemäß § 2 Abs. 4
Bekanntmachungsverordnung (BekanntmVO)

     Der vom Rat der Stadt am 23.09.2019 gefasste
Beschluss der Satzung über die Veränderungssperre
Nr. 173, ausgefertigt durch den Oberbürgermeister
am 11.10.2019, wird hiermit öffentlich bekannt

gemacht. Die Satzung über die Veränderungssperre
Nr. 173 tritt gemäß § 16 Abs. 2 i. V. mit § 10 Abs. 3
BauGB mit dem Tage der Bekanntmachung in Kraft.

     Hinweise

     1.    Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird auf folgendes
hingewiesen:

            Unbeachtlich werden

            1.    eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3
BauGB beachtliche Verletzung der dort
bezeichneten Verfahrens- und Formvor-
schriften,

            2.    eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschrif-
ten über das Verhältnis des Bebauungsplans
und des Flächennutzungsplans und

            3.    nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche
Mängel des Abwägungsvorgangs,

            wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit
Bekanntmachung der Satzung schriftlich gegenü-
ber der Stadt Oberhausen unter Darlegung des
die Verletzung begründenden Sachverhalts gel-
tend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entspre-
chend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB
beachtlich sind.

     2.    Gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeindeordnung
für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung
der Bekanntmachung vom 14.07.1994
(GV.NRW.1994, S. 666), zuletzt geändert durch
Artikel 5 des Gesetzes vom 11.04.2019
(GV.NRW.2019, S. 202), können Verletzungen
von Verfahrens- oder Formvorschriften gegen
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diese Satzung/sonstige ortsrechtliche Bestim-
mung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer
Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden,
es sei denn,

            a)   eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt
oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren
wurde nicht durchgeführt,

            b)   die Satzung, die sonstige ortsrechtliche
Bestimmung oder der Flächennutzungsplan
ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt
gemacht worden,

            c)    der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss
vorher beanstandet oder

            d)   der Form- oder Verfahrensmangel ist gegen-
über der Gemeinde vorher gerügt und dabei
die verletzte Rechtsvorschrift und die
Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel
ergibt.

     3.    § 18 Abs. 1 Satz 1 BauGB lautet wie folgt:

            „Dauert die Veränderungssperre länger als 4
Jahre über den Zeitpunkt ihres Beginns oder der
ersten Zurückstellung eines Baugesuchs nach 
§ 15 Abs. 1 BauGB hinaus, so ist den Betroffenen
für dadurch entstandene Vermögensnachteile eine
angemessene Entschädigung in Geld zu leisten.“

            Gemäß § 18 Abs. 3 BauGB wird darauf hingewie-
sen, dass der Entschädigungsberechtigte Ent-
schädigung verlangen kann, wenn die in § 18
Abs. 1 Satz 1 BauGB bezeichneten Vermögens-
nachteile eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit
des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die
Leistung der Entschädigung schriftlich bei der
Stadt Oberhausen beantragt.

III. Bestätigungen und Bekanntmachungsanordnung
des Oberbürgermeisters gemäß § 2 Abs. 3
Bekanntmachungsverordnung (BekanntmVO)

     Der Inhalt/Wortlaut des papiergebundenen Doku-
ments der Satzung über die Veränderungssperre Nr.
173 stimmt mit dem Ratsbeschluss vom 23.09.2019
überein.

     Es wurde nach den Vorschriften des § 2 Abs. 1 und 2
der Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung
von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungsver-
ordnung - BekanntmVO vom 26.08.1999
(GV.NRW.1999, S. 516/SGV.NRW. 2023), zuletzt
geändert durch Verordnung vom 05.11.2015
(GV.NRW.2015, S. 741), verfahren.

     Die öffentliche Bekanntmachung wird hiermit ange-
ordnet.

Oberhausen, 11.10.2019

Schranz
Oberbürgermeister

Bekanntmachung über die Beteiligung der
Öffentlichkeit an der Bauleitplanung
gemäß § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB)
zum Vorentwurf des vorhabenbezogenen
Bebauungsplans Nr. 31 - Teutoburger
Straße / Turnplatzstraße (Lidl) -

I.   Bekanntmachung der frühzeitigen Öffentlich-
keitsbeteiligung

     Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 19.11.2018
die Beteiligung der Öffentlichkeit an o. g. Bauleitpla-
nung beschlossen (14-tägige Darlegung der Planung
mit Bürgerversammlung).

     Im Rahmen der Tätigkeit der Bezirksvertretung Alt-
Oberhausen findet am Mittwoch, 20.11.2019, 18
Uhr, im Clubhaus des Golfclub Oberhausen,
Jacobistraße 35, 46119 Oberhausen, ein öffent-
licher Anhörungstermin statt.

     Es wird den Bürgerinnen und Bürgern Gelegenheit
zur Äußerung und Erörterung gegeben.

     Gesetzliche Grundlage ist § 3 Abs. 1 BauGB in der
Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017
(BGBl. I, S. 3634), in Verbindung mit Ziffer 3.3 der
vom Rat der Stadt beschlossenen „Verfahrensgrund-
sätze für die vorgezogene Beteiligung der Bürger an
der Bauleitplanung“ der Stadt Oberhausen.

     Der räumliche Geltungsbereich des vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplans Nr. 31 liegt in der Gemarkung
Osterfeld, Flur 19. Er wird begrenzt durch die
Teutoburger Straße (südlich), die Huyssenstraße und
Teilflächen der Jacobistraße (nördlich), die Turnplatz-
straße (westlich) und die Straße Im Fuhlenbrock (öst-
lich), die die Grenze zum Gemeindegebiet der Stadt
Bottrop darstellt. Er umfasst in Gänze die Flurstücke
Nr. 532 und Nr. 534 sowie eine Teilfläche des
Flurstücks Nr. 533 (Verkehrsfläche der Jacobistraße).

     Die geplante Abgrenzung ergibt sich auch aus der
nachfolgenden Übersichtsskizze vom 23.09.2019.

     Hinweis

     Gemäß § 209 BauGB haben Eigentümer und Besitzer
zu dulden, dass Beauftragte der zuständigen Behör-
den zur Vorbereitung der von ihnen nach diesem
Gesetzbuch zu treffenden Maßnahmen Grundstücke
betreten und Vermessungen, Boden- und Grundwas-
seruntersuchungen oder ähnliche Arbeiten ausführen.

II.  Bekanntmachungsanordnung im Sinne des § 2
Abs. 4 Bekanntmachungsverordnung
(BekanntmVO)

     Der vom Rat der Stadt am 19.11.2018 gefasste
Beschluss zur Beteiligung der Öffentlichkeit an der
Bauleitplanung (14-tägige Darlegung der Planung mit
Bürgerversammlung) sowie die Durchführung der
frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 1
BauGB zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr.
31 - Teutoburger Straße / Turnplatzstraße (Lidl) - wer-
den hiermit öffentlich bekannt gemacht.
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III. Bestätigungen und Bekanntmachungsanordnung
des Oberbürgermeisters im Sinne des § 2 Abs. 3
Bekanntmachungsverordnung (BekanntmVO)

     Der Inhalt/Wortlaut der Bekanntmachung des Be-
schlusses zur Beteiligung der Öffentlichkeit an der
Bauleitplanung (14-tägige Darlegung der Planung mit
Bürgerversammlung) sowie die Durchführung der
frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 1
BauGB zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr.
31 - Teutoburger Straße / Turnplatzstraße (Lidl) -
stimmt mit dem Ratsbeschluss vom 19.11.2018 über-
ein.

     Es wurde im Sinne der Vorschriften des § 2 Abs. 1
und 2 der Verordnung über die öffentliche Bekannt-
machung von kommunalem Ortsrecht (Bekannt-
machungsverordnung - BekanntmVO) vom
26.08.1999 (GV. NRW.1999, S. 516 / SGV NRW
2023), zuletzt geändert durch Verordnung vom
05.11.2015 (GV. NRW.2015, S. 741), verfahren.

Die Bekanntmachung wird hiermit angeordnet.

Oberhausen, 14.10.2019
Der Oberbürgermeister
i.V.

Tsalastras

Ergänzende Informationen zur Aufstellung des vor-
habenbezogenen Bebauungsplans Nr. 31 
- Teutoburger Straße / Turnplatzstraße (Lidl) -

Über das vorhabenbezogene Bebauungsplanverfahren
Nr. 31 sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen
für einen großflächigen Erweiterungsneubau des heute

bestehenden kleinflächigen Lebensmittel-Discountmark-
tes geschaffen werden, um die Integration eines dann i.
S. v. § 11 Abs. 3 Baunutzungsverordnung (BauNVO)
großflächigen Einzelhandelsbetriebes städtebaulich ver-
träglich im Sinne der Innenentwicklung und der
Sicherung und Verbesserung einer wohnortnahen
Versorgung im Rahmen eines förmlichen Bebauungs-
plan- und Beteiligungsverfahrens zu steuern.

Die Planungen sehen im Detail den Abriss der bestehen-
den Handelsimmobilie und einen anschließenden Neu-
bau einer „Metropolkonzept-Filiale“ am gleichen Standort
(Teutoburger Straße 313) vor. Eine „Metropolkonzept-
Filiale“ der Fa. Lidl zeichnet sich unter anderem durch
eine moderne Architektur in ökologischer Bauweise mit
Gründach, Fassadenbegrünung und ergänzender
Photovoltaiknutzung, eine hohe Energieeffizienz, ein
neues Stellplatzkonzept und eine geräuschoptimierte
Warenandienung aus. In dem dann zweigeschossigen
Baukörper soll die Einzelhandelsverkaufsfläche im
Obergeschoss und im Erdgeschoss eine eingehauste
Stellplatzanlage realisiert werden. Die Warenanlieferung
soll ebenfalls in einem eingehausten Andienungsbereich
abgewickelt werden, um potentielle Lärmemissionen auf
sensible Umgebungsnutzungen zu reduzieren und die
Einbindung als Nahversorgungsstandort in dessen städ-
tebauliches Umfeld verträglich zu gestalten.

Das Plangebiet umfasst insgesamt rd. 4.665 m².

Weitere Informationen stehen im Internet unter www.o-
sp.de/oberhausen zur Verfügung.
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Widmung einer Straße

Die Stadt Oberhausen widmet gemäß § 6 des Straßen-
und Wegegesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen
(StrWG NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom
23.09.1995 mit Wirkung vom Tage der ortsüblichen
Bekanntmachung folgende Straße für den öffentlichen
Verkehr als Gemeindestraße:

     Zunftweg
     (Gemarkung Osterfeld, Flur 28, Flurstücke 548, 567,

637 und 660)

Die zu widmende Fläche ist in dem beigefügten Lageplan als
Anlage zur Widmungsverfügung zeichnerisch dargestellt. 

Der Gemeingebrauch der zu widmenden Fläche im
Flurstück 567 wird auf den Fußgängerverkehr beschränkt. 

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen die Widmung kann innerhalb eines Monats nach
Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift des
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle beim Verwaltungs-
gericht Düsseldorf, Bastionsstraße 39, 40213
Düsseldorf, Klage erhoben werden.

Die Klage kann auch durch Übertragung eines elektroni-
schen Dokuments an die elektronische Poststelle des
Gerichts erhoben werden. Das elektronische Dokument
muss für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet sein.
Es muss mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der
verantwortenden Person versehen sein oder von der ver-
antwortenden Person signiert und auf einem sicheren Über-
mittlungsweg gemäß § 55a Absatz 4 VwGO eingereicht
werden. Die für die Übermittlung und Bearbeitung geeigne-
ten technischen Rahmenbedingungen bestimmen sich
nach näherer Maßgabe der Verordnung über die techni-
schen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechts-
verkehrs und über das besondere elektronische Behörden-
postfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung -
ERVV) vom 24. November 2017 (BGBl. I S. 3803).

Wird die Klage allerdings schriftlich erhoben, so soll ihr je
eine Abschrift für den Beklagten, den Vertreter des öffent-
lichen Interesses und sonstige Beteiligte beigefügt wer-
den. Wird die Frist durch das Verschulden eines von
Ihnen Bevollmächtigten versäumt, so gilt dessen
Verschulden als Ihr eigenes Verschulden.

Hinweis

Gemäß § 110 Abs. 2 Satz 1 Nr. 5 JustG NRW ist das
einem Klageverfahren bislang vorgeschaltete Wider-
spruchsverfahren abgeschafft worden. Entsprechend der
oben stehenden Rechtsbehelfsbelehrung kann gegen
diesen Bescheid also direkt Klage erhoben werden.

Zur Vermeidung unnötiger Kosten haben Sie jedoch
unabhängig hiervon die Möglichkeit, sich vor etwaiger
Erhebung einer Klage kurzfristig zunächst mit der im
Briefkopf dieses Bescheides angegebenen Stelle in
Verbindung zu setzen. In vielen Fällen können so etwai-
ge Unstimmigkeiten bereits im Vorfeld einer Klage beho-
ben und kann der Bescheid ggf., insbesondere hinsicht-
lich etwaiger offensichtlicher Unrichtigkeiten, korrigiert
werden, so dass es einer Klageerhebung nicht mehr
bedarf.

Die Notwendigkeit der Klageerhebung zur Vermeidung
des Eintritts der Bestandskraft dieses Bescheides wird
durch einen solchen außergerichtlichen Klärungsversuch
allerdings nicht berührt. Die Klagefrist von einem Monat
wird hierdurch nicht verlängert.

Oberhausen, 07.10.2019

Stadt Oberhausen
Der Oberbürgermeister
In Vertretung

Lauxen 
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Fachbereich 5-6-50 / Verkehrs- und Baustellen-
                                    management

Stadt Oberhausen
= gewidmete Fläche

Anlage zur Widmungsverfügung vom 07.10.2019 für den Zunftweg



Jahresabschluss 2018

Gasometer Oberhausen GmbH
Essener Straße 3, 46047 Oberhausen

Die Gesellschaft hat am 7. August 2019

•    den Jahresabschluss
•    den Anhang
•    den Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers

beim elektronischen Bundesanzeiger unter der Nummer
HRB 12786 eingereicht.

Der Jahresabschluss kann in den Geschäftsräumen der
Gasometer Oberhausen GmbH eingesehen werden.

Oberhausen, 15. Oktober 2019

Die Geschäftsführung
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Die Artothek gibt den Benutzern die Möglichkeit,
qualifizierte Kunstwerke, Grafiken und Kleinplas-
tiken gegen geringes Entgelt (für drei Monate 10,--
Euro, für sechs Monate 20,-- Euro je Kunstwerk)
auszuleihen.

Sie bietet neben eigenem Bestand Leihgaben der
Ludwig Galerie Schloss Oberhausen, des
Kunstvereins Oberhausen, des Arbeitskreises
Oberhausener Künstler sowie Jahresgaben des
Kunstvereins Oberhausen und Arbeiten aus der
Malschule. Die Leihgaben des Arbeitskreises
Oberhausener Künstler und Jahresgaben des
Kunstvereins Oberhausen sind käuflich.

Nächste Ausleihe:
Donnerstag, 7. November
Ludwig Galerie Schloss Oberhausen,
Konrad-Adenauer-Allee 46

Auskunft:
Bereich 0-8 Kunst / Artothek, Tel. 0208 41249-22
montags bis freitags von 7 bis 16 Uhr

Ausleihe von Kunstwerken

Die seit Februar 1967 bestehende Malschule führt

unter Leitung von Künstlern und Pädagogen Kurse

für Kinder ab fünf Jahren und Jugendliche im Mal-

schulgebäude (ehemalige Styrumer Schule),

Grevenstraße 36, und in den Stadtteilen durch.

Die Teilnehmer werden durch ein differenziertes

Angebot verschiedenster Motive und Techniken mit

der Vielfalt der bildnerischen Ausdrucksmöglichkeit

bekannt gemacht.

Jeder Teilnehmer arbeitet entsprechend seinen

Neigungen, Interessen und Fähigkeiten ohne Vor-

gabe von Aufgabenstellungen. Die Gruppenleiter

stehen dabei beratend zur Seite. Es sollen keine

festgesetzten Ziele erreicht werden.

Deshalb ist ein Wechsel zwischen den Gruppen

ebenso wie eine Neuaufnahme während des gan-

zen Jahres möglich.

Eigene Tätigkeit von Kindern und Jugendlichen för-

dert die individuelle Bildsprache, führt zu prakti-

schen Fertigkeiten und hilft, Kunstwerke zu betrach-

ten und zu verstehen.

Gemeinsam geplante Vorhaben schaffen Kontakte

untereinander und fördern das Sozialverhalten der

Gruppe.

Vormerkungen für die Aufnahme im Winter 2019

nimmt der Bereich 0-8 Kunst / Malschule, Tel. 0208

41249-22, montags bis freitags von 7 bis 16 Uhr

entgegen.

Malschule

für Kinder

und Jugendliche
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